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Stellungnahme zum Entwurf einer Engagementstrategie M-V 

 

 

 

Sehr geehrte Frau Olsen,  

 

ich bedanke mich für die Zusendung des o. g. Gesetzentwurfs und die Möglichkeit zur schriftlichen 

Stellungnahme. Als größter Dachverband für gleichstellungspolitische Verbände und Initiativen in 

Mecklenburg-Vorpommern beschäftigt uns die Thematik vor allem hinsichtlich ihrer gleichstellungsre-

levanten bzw. geschlechterspezifischen Aspekte. 

Die Engagementstrategie Mecklenburg-Vorpommern setzt ein wichtiges und zukunftsweisendes Sig-

nal für die Stärkung des freiwilligen Engagements im Land und würdigt eindrucksvoll die Vielfalt der 

bestehenden Engagementformen, Strukturen und Akteur*innen. Besonders positiv hervorzuheben 

sind der ressortübergreifende Ansatz, die starke Einbindung wissenschaftlicher Erkenntnisse sowie der 

hohe Stellenwert von Teilhabe, Demokratie und Anerkennungskultur, die als Leitgedanken die ge-

samte Strategie durchziehen. Vor diesem Hintergrund erscheint es folgerichtig und notwendig, die 

Strategie um klarer sichtbare gleichstellungspolitische Bezüge zu ergänzen und die bestehende, teils 

bereits angelegte Geschlechterperspektive systematisch zu stärken. 

Zur Stärkung der Umsetzbarkeit und Nachvollziehbarkeit der Engagementstrategie empfehlen wir, die 

Ziele und Maßnahmen nach dem SMART-Prinzip (spezifisch, messbar, attraktiv, realistisch, terminiert) 

zu formulieren, um klare Erfolgskontrolle und Verantwortlichkeiten zu ermöglichen. Insbesondere die 

Prüfaufträge sollten mit konkreten Zeitangaben bzw. klaren Fristen versehen werden. 
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Zur Präambel  

In der Präambel sollte deutlicher hervorgehoben werden, dass Engagementchancen für alle Menschen 

unabhängig von Geschlecht, geschlechtlicher Identität, sexueller Orientierung, Herkunft, Behinderung, 

Alter und sozialer Lage gleichermaßen eröffnet werden müssen und dass die Engagementstrategie ei-

nen Beitrag dazu leisten soll. Formulierungen zu Schutz vor Übergriffen und zur Stärkung demokrati-

scher Werte können explizit um den Verweis ergänzt werden, dass misogyne, queerfeindliche und an-

dere diskriminierende Angriffe Engagierte in besonderer Weise treffen und konsequent zurückgewie-

sen werden. 

Zur Einleitung 

In der Einleitung und bei der Beschreibung der Engagementquote und ihrer Entwicklung sollte deutli-

cher herausgearbeitet werden, dass die Geschlechterperspektive konstitutiver Teil der „Querschnitts-

aufgabe Engagementförderung“ ist. Hier bietet sich ein kurzer Hinweis an, dass die Strategie auf der 

Grundlage geschlechterdifferenzierter Daten entwickelt wurde und auch darauf abzielt, geschlechts-

spezifische Ungleichheiten im Zugang zum Engagement sowie in der Ausgestaltung von Engagement-

rollen systematisch abzubauen.  

 

Zu 1.3 Gesellschaftliche Einbettung des freiwilligen Engagements und Herausforderungen 

Als „gesamtgesellschaftliche Hürden“ (Abs. 3) sollten auch Fragen von Vereinbarkeit bzw. mangelnden 

Zeitressourcen aufgrund von Sorgearbeit Erwähnung finden, die insbesondere Frauen den Zugang er-

schweren. 

 

Zu 2.1 Freiwilliges Engagement in Mecklenburg-Vorpommern 

2.1.1 Engagementbeteiligung und -entwicklung und 

2.1.2 Bevölkerungsgruppenbezogene Unterschiede  

In den Abschnitten 2.1.1 und 2.1.2 wird bereits auf Unterschiede zwischen Frauen und Männern bei 

Engagementquote, Beendigungsgründen und Zeitressourcen hingewiesen. Diese Passagen sollten um 

eine kurze Interpretation ergänzt werden, dass Sorgearbeit und unbezahlte Care-Verantwortung in 

besonderem Maße von Frauen getragen werden, was ihre Engagementmöglichkeiten einschränkt, und 

dass die Strategie darauf reagiert, indem sie Maßnahmen zur besseren Vereinbarkeit von Engagement, 

Erwerbsarbeit und Care-Arbeit stärkt. 

2.1.7 Stärker selbstorganisiertes Engagement 

In den Passagen zu informellem und stärker selbstorganisiertem Engagement, das „vorrangig von 

Frauen ausgeübt“ wird, sollten die damit verbundenen Chancen und Risiken aus gleichstellungspoliti-

scher Sicht deutlicher benannt werden. Dies umfasst u. a. die Gefahr der „Unsichtbarkeit“ und gerin-

geren Anerkennung von frauendominiertem Engagement sowie die Notwendigkeit, auch in diesen Be-

reichen Zugang zu Qualifizierung, Ressourcen und Anerkennung gleichberechtigt sicherzustellen. 
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Zu den Handlungsfeldern  

3.1 Vielfältig und öffentlichkeitswirksam ansprechen, Zugänge eröffnen 

In diesem Handlungsfeld ist die Sensibilität für benachteiligte und unterrepräsentierte Gruppen bereits 

angelegt. Hier sollte die Gleichstellungsperspektive systematisch sichtbar gemacht werden, indem ge-

schlechtergerechte und diskriminierungssensible Sprache, Bildwahl und Ansprache explizit als Quali-

tätskriterium für Öffentlichkeitsarbeit, Kampagnen und das geplante Engagement-Portal benannt wer-

den. 

 

Bei Maßnahmen zur „Unterstützung bei der Ansprache spezifischer Gruppen“ sollte deutlicher formu-

liert werden, dass darunter ausdrücklich Zielgruppen wie Frauen mit Einwanderungsgeschichte, LSB-

TIQ*-Personen, Alleinerziehende, Frauen in ländlichen Räumen und ältere Frauen verstanden werden. 

Flankierend sollte ergänzt werden, dass Informations- und Fortbildungsangebote zu diversitäts- und 

gleichstellungssensibler Ansprache auch geschlechtsspezifische Stereotype und Rollenbilder reflektie-

ren und abbauen helfen sollen. 

 

Für die geplante „Engagement-Marke MV“ und die Kennzeichnung von „Engagement-Orten“ wird 

empfohlen, Kriterien der Gleichstellungsorientierung (z. B. antidiskriminierende Selbstverpflichtung, 

geschlechtergerechte Sprache, barrierearme Strukturen, explizite Offenheit für queere Personen) auf-

zunehmen. Sofern ein solcher Zusatz keinen Platz in der Tabelle findet, kann er zugunsten der Über-

sichtlichkeit durch eine Fußnote ergänzt werden. 

 

3.2 Förderung anpassen, Bürokratie abbauen 

In den Maßnahmen zu Förderpraxis, Mikroförderungen und Vereinfachung der Verfahren sollte er-

gänzt werden, dass Förderprogramme systematisch daraufhin geprüft werden, ob sie geschlechter-

spezifische Hürden (z. B. Teilzeitengagement, unterbrochene Erwerbsbiografien, finanzielle Einschrän-

kungen) verstärken oder abbauen. In diesem Zusammenhang bietet es sich an, die Einführung eines 

„Gleichstellungs-Checks“ für neue oder weiterentwickelte Förderprogramme zu verankern. 

 

Bei der Entwicklung eines „bürokratiearmen Standardprozesses für Mikroförderungen“ kann aus-

drücklich festgehalten werden, dass dieser insbesondere kleine Initiativen (häufig von Frauen getra-

gen), migrantische Selbstorganisationen, Alleinerziehendenprojekte und queere Initiativen adressiert. 

Dies stärkt Strukturen, in denen vielfach geschlechtsspezifische Benachteiligungen bearbeitet werden. 

 

In den Abschnitten zur Anpassung rechtlicher Rahmenbedingungen (Freistellung, Aufwandsentschädi-

gung, Steuerfreibeträge) sollte ergänzt werden, dass die Regelungen so gestaltet werden sollen, dass 

sie geschlechtergerecht wirken und insbesondere Menschen mit niedrigen Einkommen bzw. in prekä-

ren Beschäftigungsverhältnissen zugutekommen. 

 

3.3 Engagierte professionell begleiten 

In der Beschreibung des Schutzes vor „tätlichen und verbalen Übergriffen“ (3.3.1 Zentrale Inhalte) 

sollte ergänzt werden, dass hier auch sexualisierte Belästigung, geschlechtsspezifische Gewalt und di-

gitaler Hass gezielt in den Blick genommen werden. Es wird empfohlen, hierzu im Anhang (z.B. unter 

7.7) konkrete Unterstützungsstrukturen (z. B. Beratungsstellen, vorliegende Leitfäden) zu benennen, 

mit denen Kooperationen aufgebaut oder verstärkt werden können. 
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Bei den Maßnahmen zur Qualifizierung und Begleitung der Engagierten sollte eine gleichstellungspoli-

tische Dimension explizit aufgenommen werden. Dazu können gehören: 

• systematisch angebotene Qualifizierungen zu Gleichstellung, Antidiskriminierung und geschlech-

terreflektierter Verbandsführung für Vereinsvorstände, Führungskräfte und Ehrenamtskoordina-

tor*innen 

• geschlechtersensible Konflikt- und Gewaltprävention, insbesondere mit Blick auf sexistische, ras-

sistische und queerfeindliche Anfeindungen gegenüber Engagierten 

 

3.4 Vernetzung und Kooperation unterstützen und nutzen 

Bei der geplanten Weiterentwicklung der Ehrenamtsstiftung MV zu einem „Kompetenzzentrum mit 

gesellschaftlicher Bedeutung“ bietet es sich an, die Rolle der Stiftung als Trägerin gleichstellungsorien-

tierter Engagementförderung hervorzuheben. Dazu gehören u. a. Schwerpunktsetzungen auf Frauen 

in Führungspositionen im Ehrenamt, geschlechtergerechte Organisationsentwicklung sowie Förderung 

von Projekten, die Geschlechtergerechtigkeit und Vielfalt im Engagement stärken. 

 

Für die geplante landesweite Interessenvertretung für freiwilliges Engagement sollte festgehalten wer-

den, dass gleichstellungspolitische Akteur*innen – insbesondere der Landesfrauenrat M-V, kommu-

nale Gleichstellungsbeauftragte, queere und migrantische Organisationen – strukturell einbezogen 

werden. Gleichstellungspolitik sollte als Querschnittsthema in dieser Interessenvertretung verankert 

werden, nicht nur als einzelne Projektperspektive. 

 

Bei Vernetzungsformaten, Ehrenamtskonferenzen und regionalen Netzwerktreffen sollte ergänzt wer-

den, dass deren Konzeption geschlechtersensibel und barrierearm erfolgt (z. B. zeitliche Lage mit Blick 

auf Care-Verantwortung, Kinderbetreuungsangebote, barrierearme Räume, Erreichbarkeit mit ÖPNV). 

Insbesondere bei landesweiten Konferenzen sollten gleichstellungspolitische Themen regelmäßig auf 

der Agenda stehen. 

 

zu „Kooperation Landesregierung – Zivilgesellschaft“, Maßnahme 6: 

Wir begrüßen das Bekenntnis zur Kofinanzierung unserer engagement- und demokratiestärkenden 

Projekte ausdrücklich und bitten um vollständige Nennung unseres Verbandsnamens: „Landesfrauen-

rat M-V“ 

 

3.5 Engagement anerkennen und wertschätzen 

In der Engagement- und Anerkennungskultur sollte ausdrücklich festgehalten werden, dass das infor-

melle Engagement, das insbesondere durch Frauen und andere benachteiligte Gruppen in weniger 

sichtbaren Bereichen geleistet wird (z. B. Sorgearbeit, Nachbarschaftshilfe, psychosoziale Unterstüt-

zung, Integrationsarbeit), in Preisen, Ehrungen und Öffentlichkeitsarbeit gezielt sichtbar gemacht wer-

den (betrifft v.a. die Maßnahme unter „Engagement-Preise“ und Maßnahme 2 unter „Engagement als 

Qualifikation anerkennen“). 

 

Bei der Weiterentwicklung der Ehrenamtskarte und bei Vergünstigungen sollte auch auf geschlechter-

spezifische Lebenslagen eingegangen werden, etwa durch Angebote, die die Vereinbarkeit von Er-

werbsleben, Sorgearbeit und ehrenamtliches Engagement unterstützen und damit besonders Frauen 

und Alleinerziehende entlasten (v.a. Maßnahme 1 unter „Sichtbare Anerkennung“).  
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Ebenso kann der Kompetenzerwerb im freiwilligen Engagement insbesondere für Frauen, deren Er-

werbsbiografie von Teilzeit, Unterbrechungen oder Care-Phasen geprägt ist, als Ressource für berufli-

che (Wieder-)Einstiege stärker hervorgehoben werden (z.B. Maßnahmen 1 & 3 unter „Engagement als 

Qualifikation anerkennen“). 

 

3.6 Engagement erreichbar gestalten – vor Ort und digital  

Im Abschnitt „3.6.1 Zentrale Inhalte“ sollte stärker betont werden, dass Mobilitäts- und Digitalisie-

rungsmaßnahmen auch ein Schlüssel zur geschlechtergerechten Ausgestaltung ehrenamtlichen Enga-

gements sind. Frauen, insbesondere im ländlichen Raum, sind überdurchschnittlich oft von einge-

schränkter Mobilität betroffen, da sie seltener über einen eigen PKW verfügen und zudem aufgrund 

von Sorgearbeit komplexere Wege am Tag zurücklegen müssen. Flexible Engagementformate, hybride 

Angebote sowie wohnortnahe Kinderbetreuungs- und Begegnungsstrukturen sind daher elementar, 

um mehr Frauen für das formelle Ehrenamt zu gewinnen. 

 

zu „Mobilität befördern“, Maßnahme 2  

Die hier vorgesehene Prüfung sollte um Fragen der Versicherung von Mitfahrenden ergänzt werden, 

da dies häufig eine Hürde für selbstorganisierte, informelle Fahrgemeinschaften darstellt. 

 

 3.7 Freiwilliges Engagement gestalten – der Blick auf die eigene Organisation 

Beim Blick auf die eigene Organisation sollten geschlechtergerechte Organisationskultur, Parität in 

Gremien, transparente und diskriminierungsfreie Auswahlprozesse sowie Prävention von sexualisier-

ter Belästigung/ Gewalt als zentrale Qualitätsmerkmale benannt werden (z.B. unter „3.7.1 Zentrale 

Inhalte“).  

 

Vereine und Verbände sollten zudem ermutigt werden, Gleichstellungsziele und Diversitätsoffenheit 

in ihren Satzungen oder Leitbildern zu verankern und entsprechende Fortbildungen für Vorstände und 

Führungskräfte zu nutzen. Wir empfehlen dies als neue Maßnahme 4 unter „Ansprache vielfältig und 

öffentlichkeitswirksam gestalten…“ aufzunehmen. 

 

Zum Ausblick  

Der Ausblick sollte um die Aussage ergänzt werden, dass die Landesregierung Gleichstellung als quer-

schnittliche Leitlinie der Engagementförderung versteht und die Umsetzung der Strategie regelmäßig 

daraufhin überprüft, inwiefern geschlechtsspezifische Ungleichheiten abgebaut werden. Hier bietet 

sich die bereits formulierte Verknüpfung mit ent- bzw. bestehenden gleichstellungspolitischen Lan-

desstrategien und Aktionsplänen (z.B. Gleichstellungspolitisches Rahmenprogramm, LAP Vielfalt) an. 

Wir empfehlen eine entsprechende Ergänzung der Absätze 1 und 2. 

 

Zum Anhang 

7.3 Landesweite interessenvertretende Institutionen 

Dieser Abschnitt zählt landesweite Interessenvertretungen bzw. Dachverbände auf, die jeweils zent-

rale Zielgruppen und Themenfelder im Engagement repräsentieren. In diese Logik gehört auch der 

Landesfrauenrat M-V, weil er als anerkannte landesweite Vertretung von Frauenorganisationen und 

gleichstellungspolitischen Anliegen genau diese Funktion für die Dimension Geschlechtergerechtigkeit 

erfüllt und damit eine für die Engagementstrategie bedeutsame Querschnittsperspektive einbringt. 



 

6 

 

Seine Aufnahme würde die intersektionale und gleichstellungsorientierte Ausrichtung der Strategie 

sichtbar stärken. 

 

Wir empfehlen daher ausdrücklich die folgende Ergänzung: 

7.3.4 Landesfrauenrat Mecklenburg-Vorpommern 

Der Landesfrauenrat Mecklenburg-Vorpommern vereint rund 50 Frauenvereine, gemischte Verbände 

und Initiativen, die sich landesweit für die Gleichstellung der Geschlechter und gute Lebensbedingun-

gen von Frauen einsetzen. Als gemeinsame Stimme dieser vielfältigen Akteur*innen bringt er Erfah-

rungen aus Alltag, Erwerbsleben und Ehrenamt in politische Diskussionen ein und setzt Impulse, damit 

Frauen in Mecklenburg-Vorpommern in allen Lebensbereichen gleichberechtigt mitreden und mitent-

scheiden können. 

 

Die Arbeit des Landesfrauenrates und seiner Mitgliedsorganisationen beruht in hohem Maße auf eh-

renamtlichem Engagement, das zentrale Beiträge zur demokratischen Teilhabe von Frauen und zur 

Weiterentwicklung der Gleichstellungspolitik leistet. Viele Mitgliedsvereine werden durch freiwillig En-

gagierte getragen; insbesondere der Land-Frauenverband Mecklenburg-Vorpommern ist als größter 

Verband hervorzuheben, der mit seinem dichten Netz an Ortsvereinen insbesondere in ländlichen Räu-

men zentrale Impulse für gesellschaftlichen Zusammenhalt, politische Bildung und die Stärkung von 

Frauen setzt. 

 

Die kulturellen Landesverbände sollten entsprechend unter der Nummerierung 7.3.5 eingeordnet wer-

den. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

Monique Tannhäuser 

 

 

 

 

 


